MITTEILUNG IN BEZUG AUF DIE RECHTE VON PERSONEN, DIE IN BELGIEN IM VERSÄUMNISWEGE VERURTEILT WURDEN 

I. Sie sind im Versäumniswege verurteilt worden 

Belgien erkennt das Recht auf ein kontradiktorisches Strafverfahren an. Jedoch kann ein Angeklagter, der ordnungsgemäß geladen wurde, aber nicht persönlich erschienen ist oder nicht von seinem Rechtsanwalt vertreten wurde, in Abwesenheit („im Versäumniswege“) verurteilt werden. Gegen eine im Versäumniswege ergangene Verurteilung kann Einspruch und/oder Berufung eingelegt werden. 

II. Möglichkeit, gegen eine Verurteilung im Versäumniswege Einspruch zu erheben 

Der Einspruch ist ein Rechtsmittel, durch das einer Partei, gegen die von einem erkennenden Gericht in erster Instanz oder in der Berufungsinstanz ein Versäumnisurteil ergangen ist, die Möglichkeit geboten wird, die Rechtssache erneut vor dem erkennenden Gericht, das in der Sache entschieden hat, anhängig zu machen, damit die Entscheidung rückgängig gemacht wird und in der Sache nach einer kontradiktorischen Verhandlung erneut befunden wird. 

Legt eine Partei Einspruch ein und wird sie erneut im Versäumniswege verurteilt, so kann sie gegen diese Entscheidung keinen Einspruch mehr einlegen. Schließlich kann nicht zweimal in derselben Instanz Einspruch eingelegt werden. 

Die Rechtsvorschriften über den Einspruch in Strafsachen sind im Strafprozessgesetzbuch (Art. 171 für polizeiliche Angelegenheiten, Art. 186 und 187 für strafrechtliche Angelegenheiten, Art. 208 für Berufungssachen und Art. 356-358 für Angelegenheiten des Assisenhofs). 
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Formvorschriften 

Der Einspruch ist mittels Zustellung per Gerichtsvollzieherurkunde einzulegen, wobei diese auf Antrag des Verurteilten oder seines Rechtsanwalts innerhalb der Einspruchsfrist der Staatsanwaltschaft (dies ist je nach Fall der Prokurator des Königs, der Föderalprokurator, der Arbeitsauditor oder der Generalsprokurator) bei dem Gericht oder dem Appellationshof, an dem die Verurteilung im Versäumniswege ausgesprochen wurde, zuzustellen ist (Art. 187 § 2 StPGB). Bei Angelegenheiten des Assisenhofs ist der Einspruch dem Generalprokurator zuzustellen (Art. 357 StPGB). 

Der Einspruchsakt ist in der Sprache des im Versäumniswege ergangenen Urteils oder Entscheids zu verfassen. Die Sache wird auf die erstfolgende Sitzung des erkennenden Gerichts, das im Versäumniswege entschieden hat, angesetzt. 

In Belgien kann der Einspruch gegen eine strafrechtliche Verurteilung auch durch eine beim Leiter der Strafanstalt oder seinem Stellvertreter während der Öffnungszeiten der Geschäftsstelle der Strafanstalt abgegebene Erklärung erfolgen (K. E. vom 20. Januar 1936 in der durch Art. 124 Gesetz vom 5. Februar 2016 und Art. 52 Gesetzes vom 25. Dezember 2016 geänderten Fassung). Der Leiter setzt einen Einspruchsakt auf, in dem mehrere Elemente vermerkt sind, und leitet diesen schnellstmöglich an die Staatsanwaltschaft weiter.

Fristen 

Es wird zwischen der ordentlichen und der außerordentlichen Einspruchsfrist unterschieden, je nachdem, ob das im Versäumniswege ergangene Urteil oder der im Versäumniswege ergangene Entscheid dem Angeklagten persönlich zugestellt werden konnte oder nicht. 

a) Ordentliche Einspruchsfrist (Art. 187 Abs. 1 StPGB) 

Die ordentliche Einspruchsfrist endet 15 Tage nach der ordnungsgemäßen Zustellung des im Versäumniswege ergangenen Urteils oder Entscheids, ungeachtet dessen, ob die Zustellung an die Person an ihrem Wohn- oder Aufenthaltsort oder an einem „unbekannten Wohnort“ erfolgt ist. Ob der Zustellungsempfänger tatsächlich Kenntnis von der Entscheidung oder von deren Zustellung erlangt hat, hat in diesem Fall keinerlei Bedeutung. 

Der Tag der Zustellung ist in der Frist nicht inbegriffen. 
Ein außerhalb der Frist eingelegter Einspruch ist nicht zulässig. 

Achtung: Wenn der Einspruch nicht binnen 15 Tagen nach der Zustellung des Urteils oder des Entscheids erfolgt, können die Verurteilungen vollstreckt werden! 

b) Außerordentliche Einspruchsfrist (Art. 187 Abs. 2 StPGB) 

Wenn die im Versäumniswege ergangene Entscheidung der Person nicht zugestellt wurde, verfügt der Angeklagte über eine zusätzliche Frist, um Einspruch einzulegen. 

Diese Frist beträgt 15 Tage nach dem Tag, an dem er Kenntnis von der Zustellung erlangt hat. 

Um die Rechte der Personen zu wahren, die in der außerordentlichen Frist Einspruch einlegen möchten und sich im Ausland in Haft befinden, wurde Art. 187 Abs. 1 StPGB wie folgt geändert: 

„Wenn das Urteil dem im Versäumniswege Verurteilten nicht persönlich zugestellt worden ist, kann dieser, was die strafrechtlichen Verurteilungen betrifft, binnen fünfzehn Tagen nach dem Tag, an dem er von der Zustellung Kenntnis erlangt hat, Einspruch einlegen. Wenn er durch die Zustellung eines europäischen Haftbefehls oder eines Auslieferungsersuchens davon Kenntnis erlangt hat oder wenn die laufende Frist von fünfzehn Tagen zum Zeitpunkt seiner Festnahme im Ausland noch nicht abgelaufen ist, kann er binnen fünfzehn Tagen nach dem Tag seiner Übergabe oder seiner im Ausland erfolgten Freilassung Einspruch einlegen. Wenn nicht erwiesen ist, dass der im Versäumniswege Verurteilte Kenntnis von der Zustellung erlangt hat, kann er bis zum Zeitpunkt, wo die Fristen für die Verjährung der Strafe abgelaufen sind, Einspruch einlegen. Was die zivilrechtlichen Verurteilungen betrifft, kann der im Versäumniswege Verurteilte bis zur Vollstreckung des Urteils Einspruch einlegen.“ 

Wenn die verurteilte Person also von der Zustellung des im Versäumniswege ergangenen Urteils durch Zustellung eines europäischen Haftbefehls oder eines Auslieferungsersuchens Kenntnis erlangt hat, beginnt die Einspruchsfrist am Tag nach dem Tag ihrer Auslieferung an Belgien oder seiner endgültigen Freilassung im Ausland, also nach der endgültigen Entscheidung über die Vollstreckung des europäischen Haftbefehls.[footnoteRef:1] Desgleichen hat der Angeklagte, der Kenntnis von der Zustellung erlangt hat, aber vor Ablauf der laufenden 15-tägigen Einspruchsfrist im Ausland festgenommen wurde, Anspruch auf eine neue 15-tägige Einspruchsfrist nach seiner Auslieferung.  [1:  Kass. 14. April 2015, R.W. 2016-17, 24, Verm. B. DE SMET, T. Strafr. 2016, 393 Verm. J. VAN GAEVER.] 


Wenn das im Versäumniswege ergangene Urteil der Person nicht zugestellt werden konnte und diese sich im Ausland aufhält, wird die außerordentliche Frist gemäß Art. 3 Königlicher Erlass Nr. 301 vom 30. März 1936 und in Übereinstimmung mit Art. 55 Gerichtsgesetzbuch verlängert.

Die Verlängerung beträgt 15 Tage, wenn die Partei sich in einem Nachbarland Belgiens oder im Vereinigten  Königreich aufhält, 30 Tage, wenn sie sich in einem anderen europäischen Land aufhält, und 80 Tage, wenn sie sich in einem anderen Teil der Welt aufhält. 

Wenn nicht erwiesen ist, dass der Angeklagte Kenntnis von der Zustellung erlangt hat, kann er bis zum Ablauf der Strafverjährungsfrist Einspruch einlegen. Was die zivilrechtlichen Verurteilungen betrifft, kann er bis zur Vollstreckung des Urteils Einspruch einlegen. Diese Regeln bleiben unverändert. 

b) 1 Beginn der außerordentlichen Frist 

Die außerordentliche Frist wird berechnet ab dem Tag, der dem Tag folgt, an dem der Verurteilte Kenntnis von der Zustellung des im Versäumniswege ergangenen Urteils oder Entscheids erlangt hat. Die Frist fängt erst an zu laufen, wenn die Entscheidung ordnungsgemäß zugestellt wurde. 

Die Zustellung, auch in Strafsachen, wird durch die Bestimmungen in Teil 1 Kapitel VII Gerichtsgesetzbuch geregelt. 
Gemäß Art. 33-45 hat die Zustellung des im Versäumniswege ergangenen Urteils oder Entscheids mittels Gerichtsvollzieherurkunde zu erfolgen, deren Abschrift die Unterschrift des beurkundenden Gerichtsvollziehers tragen muss.[footnoteRef:2] [2:  Gemäß Art. 645 StPGB können auch Polizeibeamte, Leiter von Strafanstalten und die Vertreter der Leiter von Strafanstalten von der Staatsanwaltschaft wie die Gerichtsvollzieher, aber ohne Kosten, mit der Zustellung oder Notifizierung aller gerichtlichen Urkunden in Strafsachen beauftragt werden.] 


Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit 

Die Ordnungsmäßigkeit des Einspruchs muss von dem Richter beurteilt werden, vor dem der Einspruch eingelegt wird. In einigen Fällen ist der Einspruch unzulässig, insbesondere, wenn er eingelegt wird, nachdem die gesetzlichen Fristen abgelaufen sind (außer im Fall von höherer Gewalt), gegen ein kontradiktorisches oder als kontradiktorisch ergangen geltendes  Urteil oder nachdem dieselbe Partei gegen die gleiche Entscheidung zunächst Berufung eingelegt hat (Art. 187 § 5 StPGB in der durch Art. 83 Gesetz vom 5. Februar 2016 geänderten Fassung). Wird der Einspruch für unzulässig erklärt, findet kein kontradiktorisches Verfahren vor demselben Gericht statt und wird das im Versäumniswege ergangene Urteil endgültig, es sei denn, es ist noch eine Berufung möglich. 

Ist der Einspruch zulässig, führt dies nicht unbedingt zur Eröffnung eines neuen Verfahrens vor demselben Richter. In zwei Fällen muss der Richter den Einspruch für nichtig erklären: 1. wenn erwiesen ist, dass der Einspruchskläger Kenntnis von der ersten Vorladung hatte und er sich weder auf einen Fall höherer Gewalt noch auf eine legitime Entschuldigung berufen kann, die seine Abwesenheit rechtfertigen könnte, oder 2. wenn der Einspruchskläger zum zweiten Mal säumig ist, zu einer Sitzung im Einspruchsverfahren weder persönlich erscheint noch durch seinen Rechtsanwalt vertreten wird (Art. 187 § 6 StPGB). Die Entscheidung über die Nichtigkeit des Einspruchs kann nicht per Einspruch angefochten werden, sondern nur im Berufungswege (Art. 187 § 8 und 9 StPGB). Wird die Berufung fristgemäß und gemäß den Formvorschriften eingelegt, wird der Berufungsrichter allerdings mit der Sache selbst befasst (Art. 187 § 9 StPGB). Daher wird der Partei, die über die Ladung informiert war und die nach einem im Versäumniswege ergangenen Urteil ein neues Verfahren wünscht, empfohlen, 1. geltend zu machen, dass sie am ersten Verfahren aufgrund eines Falls höherer Gewalt oder aufgrund rechtmäßiger Entschuldigungsgründe nicht teilnehmen konnte, und 2. persönlich vor dem Einspruchsrichter zu erscheinen oder sich durch einen Rechtsanwalt vertreten zu lassen. 

Die Einspruch einlegende Partei kann den Einspruch zurücknehmen oder beschränken (Art. 187 § 7 StPGB).

Wird der Einspruch für zulässig erklärt und erscheint der Beschuldigte persönlich oder wird er durch seinen Rechtsanwalt vertreten, wird das im Versäumniswege ergangene Urteil aufgehoben und muss das gleiche Gericht erneut über den Fall entscheiden (Art. 187 § 4 StPGB). Erscheint der Beschuldigte während des zweiten Verfahrens nicht und lässt er sich auch nicht von einem Rechtsanwalt vertreten, urteilt der Richter ein zweites Mal im Versäumniswege. Ein zweiter Einspruch ist danach ausgeschlossen (Art. 187 § 8 StPGB). 

III. Gegen eine in erster Instanz im Versäumniswege ergangene Verurteilung kann Berufung eingelegt werden 

Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass der im Versäumniswege Verurteilte sich auch dafür entscheiden kann, unmittelbar nach dem in erster Instanz ergangenen Versäumnisurteil Berufung einzulegen. Aufgrund von Art. 203 § 1 Strafprozessgesetzbuch muss die Berufung binnen 15 Tagen nach Zustellung des Urteils an den Angeklagten eingelegt werden. Die Berufung einlegende Parteien muss innerhalb dieser Frist eine Erklärung bei der Gerichtskanzlei abgeben sowie eine Antragsschrift einreichen, in der die gegen das angefochtene Urteil angeführten Berufungsgründe genau angegeben sind (Art. 204 StPGB in der durch Art. 89 Gesetz vom 5. Februar 2016 geänderten Fassung). In Haft befindliche Angeklagte können während der Öffnungszeiten der Kanzlei eine Berufungserklärung beim Leiter der Strafanstalt einlegen und ihm oder seinem Vertreter ein Formular mit den Berufungsgründen aushändigen (Art. 1 Gesetz vom 25. Juli 1893 in der durch Art. 34 Gesetz vom 25. Dezember 2016 geänderten Fassung). Der Leiter der Strafanstalt verfasst eine Berufungsschrift, in welcher er mehrere Elemente vermerkt, und leitet diese Schrift zusammen mit dem Formular mit den Berufungsgründen an den Greffier des Gerichts weiter, das entschieden hat. 

Was die Berufung gegen Versäumnisurteile betrifft, ist anzumerken, dass es keine „außerordentliche Berufungsfrist“ gibt. Die Frist von 30 Tagen beginnt ab der Zustellung des im Versäumniswege ergangenen Urteils, ungeachtet dessen, ob die Zustellung an den Angeklagten persönlich oder an seinen Wohnsitz erfolgt ist. 

IV. Gegen eine Verurteilung im Berufungsverfahren kann innerhalb von 15 Tagen eine Kassationsbeschwerde eingelegt werden.
